
24. Juli 2024

Harris  Zugang zu Bidens
Wahlkampfgeld: Trumps Beschwerde auf

dem Prüfstand
Trump beantragt bei der FEC, Harris den Zugriff auf 91,5

Millionen Dollar Wahlkampfspenden zu verwehren, was für
rechtliche Diskussionen sorgt.

In den letzten Wochen hat sich ein wichtiger Streit um die
Zulässigkeit von Wahlkampffinanzierung in den USA entzündet,
der nicht nur die politische Landschaft verändert, sondern auch
bedeutende Implikationen für die kommende
Präsidentschaftswahl im November 2024 haben könnte. Der
republikanische Bewerber Donald Trump versucht, den Zugang
der amtierenden Vizepräsidentin Kamala Harris zu Mitteln zu
blockieren, die ursprünglich für ihren jetzt nicht mehr
antretenden Vorgänger, Präsident Joe Biden, gesammelt
wurden.

Der Hintergrund des Streits

Trumps Team hat offiziell eine Beschwerde bei der Federal
Election Commission (FEC) eingereicht. Diese Bundesbehörde ist
verantwortlich für die Überwachung der Wahlkampffinanzierung
in den USA. In der Beschwerde wird Harris vorgeworfen, gegen
Gesetze zur Wahlkampffinanzierung zu verstoßen, weil sie
beabsichtigt, auf einen Betrag von 91,5 Millionen US-Dollar
zuzugreifen, der noch aus Bidens Wahlkampf stammt. Die
Rechtsvertretung von Trump, unter der Leitung von David
Warrington, argumentiert, dass Harris nicht berechtigt sei, auf
diese Gelder zuzugreifen, da sie noch keine offizielle Kandidatin
ist.



Was würde Harris mit den Geldern tun?

Der vorliegende Streit ist insbesondere bedeutsam, da die
gesammelten Gelder für den unterstützenden Wahlkampf von
Kandidaten essenziell sind. Harris könnte das Geld verwenden,
um ihre eigene Kampagne zu finanzieren und sich gegen andere
potenzielle Konkurrenten durchzusetzen. Experten im Bereich
Wahlrecht haben unterschiedliche Ansichten über die
Rechtmäßigkeit von Harris’ Zugriff auf die Gelder, was die
Komplexität des Schais verdeutlicht. Während einige glauben,
dass ihr Status als Vizepräsidentin einen rechtlichen Anspruch
begründet, sind andere der Meinung, dass dieser Zugriff
problematisch sein könnte.

Politische Implikationen des Streits

Die Diskussion über die Verwendung von Wahlkampfgeldern ist
nicht neu, doch sie gewinnt an Intensität, je näher der
Wahltermin rückkehrt. Die Sache wird kompliziert weiter durch
die Tatsache, dass Biden seinen Rückzug aus dem Rennen
bereits angekündigt hat, was Fragen aufwirft, wie und ob Gelder
von einem zurückgetretenen Kandidaten auf eine neue
Kandidatur übertragen werden können. Trumps Vorgehen wird
als Teil seiner strategischen politischen Taktik angesehen, um
Harris’ potenzielle Stärke im Vorfeld der Wahl zu schwächen.

Trotz juristischer Auseinandersetzungen bis
zur Wahl

Die Gerichte werden sich wahrscheinlich nicht mit der
Angelegenheit bis zum Wahltermin am 5. November 2024
befassen können. Das bedeutet, dass der Streit um die
Spendengelder während der Wahlkampfphase weiterlaufen
könnte. Dies könnte zu Unsicherheiten führen, sowohl für Harris
als auch für mögliche Unterstützer, die sich fragen, wie sich
diese rechtlichen Auseinandersetzungen auf das
Wahlkampfgeschehen auswirken werden.



Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Fragen rund um
die Wahlkampffinanzierung nicht nur rechtliche Dimensionen
haben, sondern auch weitreichende politische Folgen für die
Konkurrenten im bevorstehenden Wahlkampf darstellen. Die
Öffentlichkeit, die sich zunehmend für Wahlrecht und korrekte
Finanzierung interessiert, wird aufmerksam verfolgen, wie sich
diese Auseinandersetzungen entwickeln werden.
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